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« . ! Ug » prei « : In « arlsruhe und auswärt « frei in « Hau « geliefert monatlich 2,60 Goldmark . — Einzelnummer 10Goldpfennig , Samstags 15G - ldpfennig . - Anzeigengebühr 12 GcltpfennU für Inn Höhe und ei»« ictcntel Breite . Briefe und Gelder frei. Bei Wiederholungen tariffester Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann, wenn nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnuna Zahlung erfolgt, Amtlich«>»-e<qen find direkt an die Geschäftsstelle der Karlsruher Zeitung , Badifcher Staatsanzeiger, Karlfriedrichstraße 14, zu senden und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium des Innern berechnet . Bei Klaaeerhebung iwanas»weifer Beitreibung und Konkursverfahren fällt der Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Falle von höherer Gewalt , Streik , Sperre , Aussperrung , Maschinenbruck , Betriebsstörung im eigenen Bettieb oder,m tenen unserer Lieferanten, hat der Inserent keine Ansprüche, falls die Zeitung rerspätet, in beschränktem Umfange oder nicht erscheint. — Für telephonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen .Un->erl«ngte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegeben und es wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher B . tgülung übernommen . Abbestellung der Zeitung kann nur je bis 25. aus Monatsschluß erfolgen .
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Nie flßilcbvereorgung Kadens
Von Oberamtmann Dr . Brombacher

In ! den letzten Jahren vor dem Kriege wurde die Menge
der jährlich in Deutschland erzeugten Kuhmilch auf 25,5
Milliarden Liter geschätzt/ ) Dazu kam eine Einfuhr von
Milch und Milcherzeugnissenaus dem Ausland im Werte
von etwa 60 Millionen Mark , die wenn man das Liter
auf 15 Pfennig berechnet , eine Menge von nahezu einer
weiteren halben Milliarde Liter ausmacht.

Diese 26 Milliarden Liter standen also jährlich für
Frischmilchverbrauch und Herstellung von Milcherzeugnis-
sen zur Verfügung . Der Milchverbrauch (Frischmilch ) in
den größeren Städten war äußerst verschieden . Soweit
statistische Angaben vorliegen , dürfte er in Baden mit
jährlich 130 Liter auf den Kopf der städtischen Bevölke-
rung, somit täglich mit etwa % Liter , anzusetzen sein .

Während des Krieges gingen infolge der Jnanspruch -
nähme der Milch für die Fettversorgung und infolge der
Minderproduktion die für den Verbrauch verfügbaren
Frischmilchmengen derart zurück, daß es in den Städten
häufig nicht einmal möglich war , der sogenannten milch -
vorjugsberechtigten Bevölkerung (Kinder , stillende Mut -
ter , Kranke usw.) den erforderlichen Notbedarf an Milch
zu gewähren . Besonders Baden hatte unter der Milch»
knappheit zu leiden. Nicht nur die Abnahme des Vieh-
bestands und die geringere Milcherzeugung Badens wäh¬
rend des Krieges, sondern vor allem der Wegfall bezw .
die auf einen Bruchteil der früheren Lieferungen redu -
zierte Milcheinfuhr aus andern Ländern verhinderte eine
zureichende Versorgung des Landes mit Milch. Nach den
Statistischen Mitteilungen vom Jahr 1911 , S . 21 wur -
den in Baden allein auf dem Bahnwege an Milch im
Jahre 1910 eingeführt :
aus Hessen rund 13,0 Millionen Liter jährlich

Württemberg „ 8,6 „ „ „
der Schweiz „ 3,5 „ „

Bayern „ 2.4 „ „
Elsaß-Lothringen „ 0,4
Preußen „ 0,1 „ „

Znsgesamt also 30 Millionen Liter .
Ausgeführt wurden rund 1,5 Millionen Liter jährlich,

so daß ohne die Zufuhr mittelst Fuhrwerk oder zu Schiff
in Friedenszeit mindestens eine Menge von 28,5 Millio -
nen Liter auherbadifche Milch jährlich zur Verfügung
stand .

Nach Beendigung des Krieges trat in der Anlieferung
don Jnlandsmilch in die Städte eine Besserung ein. wäh¬
rend die Zufuhr aus außerbadischen Gebieten keine we-
sentliche Vermehrung erfuhr . Im Jahr 1919 (März )
verfügten die 15 großen Städte des Landes über unge-
fähr 118000 Liter Frischmilch im Tage : es entfiel auf
den Kopf der Bevölkerung ungefähr V « Liter Milch.
Trotzdem konnte aber , da die große Zahl der Vorzugsbe -
rechtigten auf größere Milchmengen als V » Liter An¬
spruch hatte , von einer regelmäßigen Versorgung der ge-
samten städtischen Bevölkerung nicht die Rede sein. In
den Jahren 1920 bis 1922 blieb die Milchanlieferung in
die Städte etwa die gleiche wie im Jahre 1919 . Mit
der Zunahme der Inflation verschlechterte sich die Milch-
zufuhr zusehends, sie betrüg in den 15 großen Städten
im März 1923 noch 86 000 Liter , im Oktober 1923 noch73000 Liter und sank im November 1923 auf 64 000
Liter . Ein Umschwung trat ein mit der Stabilisierungder Mark und zwar hat sich seit November 1923 die
Milchzufuhr in Baden auf Tas Doppelt ^ gehoben, sie be-
irug in den 15 großen Städten im März 1924 125 000 Liter
täglich . Die Gründe der Zunahme liegen offen zu Tage :Es war der Minderverbrauch auf dem Lande, veranlaßtdurch das Bestreben der Landwirte sich Barmittel zu ver-
schaffen , die Verminderung der Butterherstellung , verur -
sacht durch die Einfuhr ' billigen Fettes und der Wegfalldes Hamsterns. In gewissem Umfang wird wohl auchttne Produktionssteigerung eingetreten sein , doch dürftedlese bei dem Mangel an Futtermitteln und dem ein-Menden vermehrten Abstoßen von Vieh nicht allzuhochW Rechnung zu stellen sein.

Trotz dieser sehr begrüßenswerten Zunahme der Milch-
^ " kserung in die Städte im laufenden Jahre reichen die

£ - iih!Ler® \l Abhandlung von Dr . Clevisch „Die Versorgung , deravte mit Mtlch Hannover 1909.

zur Verfügung stehenden Mengen — die etwa die glei-
chen sind wie Anfang 1919 — bei weitem nicht aus . den
Bedarf der Bevölkerung auch nur einigermaßen zu dek-
ken. Wenn die Milchversorgung in den badischen Städten
heute eine zufriedenstellende ist, so ist dies überwiegendder Milchzufuhr aus der Schweiz zu verdanken, die sich

z . Zt . täglich auf rund 100 000 Liter belauft ; die Einfuhraus der Schweiz steht sonach nur um 25 000 Liter hinter der
Jnlandsanlieferung mit 125 000 Liter zurück und über -
steigt die gesamte Milcheinfuhr aus allen außerbadischen
Gebieten im Jahre 1910 erheblich . Diese Zahlen können
bedenklich stimmen, wenn die Möglichkeit in Betracht ge-
zogen wird , daß eines Tages infolge irgend welcher Er «
eignisse (Verschlechterung der Valuta , Ausfuhrverbotes )
die Einfuhr wesentlich eingeschränkt wird oder sogar
ganz in Wegfall kommt . Diese Befürchtungen waren es
wohl auch , die unlängst den Verband badischer Milchbe-
darfsgemeinden . dem die meisten großen und mittleren
Städte des Landes angehören, veranlaßt hat , die Auf-
rechthaltung der auf die Zufuhr aus den bisherigen Lie-
ferbezirken bezüglichen Bestimmungen der Reichs- und
Landesmilchverordnung zu beantragen. Die bisherige
Zuteilung von Lieferbezirkenbot eine Gewähr dafür , daß
die großen Städte für alle Fälle mit der Anlieferung
einer bestimmten Mlchmenge rechnen konnten. Die Auf-
Hebung der Regelung hätte ein Wettlaufen der Städte
um Lieferbezirke zur Folge. Die den Städten nahege-
legenen Liefergebiete würden wegen der billigeren und
bequemen Erfassung der Milch von allen Seiten um»
warben sein, während die ferner gelegenen Bezirke wahr -
scheinlich nicht einmal in der Lage wären , ihre Milch ab -
zusetzen ; sie würden wahrscheinlich genötigt sein, Preis -
reduktionen eintreten zu lassen , um den Absatz der Milch
zu ermöglichen. Die Beibehaltung dieser Bestimmungen
ist also ebensogut im Interesse der Milch produzierenden
Landwirte wie der Städte gelegen . Der Antrag der
Städte bezweckt nicht etwa die Einführung der Milch-
zwangswirtschaft vielmehr soll an den schon jetzt gültigen
Bestimmungen über die Ablieferung, nach welchen dem
Eigenverbrauch der Landwirte keine Schranke gesetzt ist,
nichts geändert werden. Die Städte wünschen vielmehr
nur eine Sicherung gegen plötzliches Versagen der
Milchlieferungen , die dann eintreten kann, wenn die
Möglichkeit besteht , sich gegenseitig die Lieferbezirke ab-
spenstig zu machen .

Die gleichen Bestrebungen sind übrigens auch in an -
deren Ländern (z. B . Württemberg) zu Tage getreten
und es hat deshalb die Reichsregierung die Gültigkeit
der Reichsmilchverordnung einstweilen bis 15. Juni ds.
Js . verlängert .

In engem Zusammenhang mit der Frage der ausrei -
chenden Milchversorgung steht die oben schon kurz be-
rührte Frage der Produktionssteigevung der Milch. Zwei-
fellos würden alle gesetzlichen Regelungen überflüssig u.
jegliche Befürchtung hinsichtlich der Versorgung der Be-
völkerung unnötig sein, wenn es gelänge , die Milchpro-
duktton so zu steigern, daß Baden sich selbst mit Milch
versorgen könnte.

Wir haben oben gezeigt , daß seit 1919 — wenigstens bei
der Zufuhr in die Städte — sich eine Steigerung nicht be-
merkbar machte . Trotz des AufHörens des Milchham -
sterns , trotz der Möglichkeit des Bezugs von Kraftfutter -
Mitteln , trotz der Erhöhung des Milchpreises auf einen
den Friedenspreis übersteigenden Preis (22 Pfg .) ist die
Zufuhr in die Städte im März 1824 die gleiche wie 1919 .
Es erhebt sich die Frage , ob es überhaupt möglich ist , die
z . Zt . aus der Schweiz , bezogenen Milchmengen mit
100 000 Liter d . s . im Jahr 36,5 Millionen Liter durch
Produktionssteigerung entbehrlich zu machen .

Die Zahl der vorhandenen Milchkühe betrug in Baden
im Jahr 1912 334 495

1923 311761
Es müßte also , um die Schweizermilch zu ersetzen, ent-weder eine ganz wesentliche Vermehrung des Viehstaa -

des eintreten , oder eine Steigerung des Milchertrags um
jährlich rund 115 Liter von jeder Milchkuh erreicht wer-
den. Ausgeschlossen sind beide Möglichkeiten nicht , aberes wird wohl noch längere Zeit anstehen, bis man dem
erwünschten Ziele nahe kommt .

Selbstverständlich ist es Pflicht der Landwirtschast so-
wie aller hierzu berufenen Organe , die Milchproduktionmit allen nur erdenklichen Mitteln zu fördern . Dies ist

nicht nur nötig , um uns vom Ausland unabhängig zu
machen , sondern es entspricht auch aus wirtschaftliche »Gründen dem Gebot der Stunde .

Welche Bedeutung gerade in wirtschaftlicher Hinsichtder Milchproduktion schon in Friedenszeiten zukam , dar -
über lassen wir zum Schlüsse einige Vergleichszahlenfolgen :

Nach Angaben der Deutschen Landwirtschaftsgesell«
schaft* ) betrug der Wert der deutschen Milcherzeugungim Jahre 1906 2642 Millionen Mark.

Die gesamte Brotgetreideernte (Weizen und Roggen)
'

bewertete sich in demselben Jahr auf 2253 MillionenMark ; die Kartoffelernte auf 875 Millionen Mark, de,;Wert der Zuckererzeugung auf 418 Millionen Mark.Die Einnahmen aller Staats - u. Privateisenbahnen imJahre 1905 betrugen 2437 Millionen Mark. Die Wertealler Bergwerkserzeugnisse (einschl. Steinkohle) 141?Millionen und aller Hüttenerzengnisse (einschl . Eisen )2641 Millionen Mark.
Die Milchproduktion steht also bei weitem an ersterStelle und wird in der kommenden Zeit an Bedeutungumsomehr gewinnen , als wir genötigt find , tunlichst viel

Nahrungsmittel zu produzieren, um das Verhältnis zwi-schen Einfuhr und Ausfuhr möglichst zu unfern Gunstenzu gestalten. »•

Der deutsck- russisHe ikonllikt
Abreise des russischen Botschafters

Der russische Botschafter in Berlin Krestinski und der fcellVvertretende Leiter der Handelsvertretung Turow sind, amMittwoch nach Moskau abgereist . Nach der Schließung derHandelsvertretung find im ganzen Geschäftsaufträge in
'
Hohevon 8140 000 Dollar inhibiert worden . Ferner ist verfügtworden , die in Berliner Bänke » untergebrachten Geldsumme -»in andere Länder überzuführen . Ein großer Teil dieserGelder ist bereits abgeschickt worden . Von den seit der po-ltAetlichen Haussuchung Verhafteten sind Posnikow , Kaplan ,Wrnkler und 'Schiffmann freigelassen worden . In Haft be-finden stch Komin , Shilinski . Meyer und> Wischerup . Gegen!die beiden Erstgenannten wird die Anklage erhoben , die beidenPolizeibeamten der Freiheit beraubt und dadurch die FluchtBazenharts begünstigt zu haben .

Die Moskauer Presse behandelt den deutsch-russischen Kon.flikt ,m Anschlich an Äitwinows Rede als „ franzäsifche-deutscheAktion gegen die Londoner Konferenz "
, die „Iswestija " be-

Lüertes , daft sich die .deutsche Regierung zum Werkzeug der11tschaftskveiie hergegeben 'hcBe, „i»ie von» monovolistischerBeherrschung des russischen Marktes träumten ". Da diedeutsche Rogierung wider Erwarten noch keine Genugtuunggegeben habe , «raste man „ den Gesamtkomplex der deutsch,russischen Beziehungen aus die Tagesordnung setzen ", Dia„ efonomttjcheälaia Ghisn " erblickt gleichfalls, , in jenen deut-ichen Wirt,chaftsgruppen die Urheber, die aus Anlaß der Lon¬doner Konferenz die Wirtschaftspolitik und die Finanzen !Rußlands zu untergraben suchen"

*
De .. Voss. Ztg . " und der „Lokalanz .

" wollen wissen, daß derZwischenfall in der Berliner russischen Handelsvertretungdurch ein Schiedsgerichtsverfahren geregelt werden soll ^ mGegensatz hierzu bemerken die „Deutsche Allg . Zeitung " unddas „ Tageblatt "
, daß sich die Angelegenheit in eine'

rn solchenStadium mcht vesmbe .
Ä Im Zusammenhang mit einer von der kommunistischenFraktion des Preußischen Landtages eingebrachten großenA "ftage wegen des deutsch-russischen Zwischenfalles teilt hie„D . A . Z . mit , daß der preußische Minister des Innern überdas ihm von der Abteilung l! A >des Berliner Polizeiprä .
^ ums übermittelte , in der Handelsvertretung beschlagnahmteMaterial berichten durfte . Die in der 'Handelsvertretung !vorgefundenen Propagandabroschüren für die Schutzpolizeiund die Reichswehr seien im vorigen Oktober gedruckt worden,und damals der Beschlagnahme verfallen , Ter kommunisti-schen Partei sei ez jedoch gelungen , große Bestände dieser »nidar-derer Flugblatter in die Räume der russischen Handelsver .tretung zu bringen , wo sie jetzt von der Polizei entdeckt wor .den seien . Der Minister dürste ferner die B -obachtun « er.wähnen , wonach die russische Handelsvertretung kommunisti.schen Flüchtlingen Unterschlupf gewährt hüt, wen die Per¬sonen von der Behörde verfolgt worden seien . .

ch
WTB . Rom . 7 . Mai . „Giornale d'Italia " und . Jdea Na -twnale " besprechen den deutsch-russischen Vorfall in

'
demSinne , daß sich die russische Botschaft einer Einmischung indie innere Politik anderer Länder enthalten solle.

Das englische Mieterschutzgesetz . Im englischen Unterhauswurde in dritter Lesung ein Gesetzentwurf angenommen ,durch den verhindert werden soll, daß die Mieter aus ibrenWohnungen entfernt werden dürfen . Tie ursprüngliche
'
SKe»

gierungsvorlage wurde abgelehnt . Der Gesundheitsmimstererklärte sich mit dem Von den Liberalen eingebrachten Ent -
wurf einverstanden .



Einberufung des Ikeickstsgs
Nach ewer Besprechung de» noch amtieren»«« Reichstags »

Präfidenten Liibe mit dem Reichskanzler besteht die Mög'ich-
Zeit , tiafa der bisher genannte Termin des 22. Mai für die
Einberufung des Reichstages nicht innegehalten Wersen kann.
Lüde nimmt an, dich die Einberufung auf den 23.- 26. Mai
verschoben wenden muff. Was die Wohl des neuen Reichstags-
Präsidenten betrifft, sind die Sazialdemokrate« gewillt, bei
deutfchaationalem Anspruch auf diesen Posten auf eine neue
Kandidatur Löbe zu verzichte«.

Die Dewtschnationalen halten sich jetzt für die stärkste Frak -
tion . weil sich die Landbiindler ihnen anschließen wollen.Ob es dabei bleiben wird, das wird sich erst mit Sicherheit
ergeben, wenn die offizielle Anmeldung der Fraktionen
erfolgt. Eine Stellungnahme zwischen den einzelnen Frak -
ticnen hinsichtlich der Mehrheit « - und Regierungsbildung ist
bisher nicht erfolgt.

Der Reichspräsident ist Mittwoch abend aus Bad Mergent -
heim nach Berlin zurückgekehrt . Unmittelbar darauf hat ermit dem Reichskanzler eine lange Unterredung gehabt , in der
ihm über die Beschlüsse des Kabinetts berichtet wurde .

*
Die deutschnati-nale SchwenkungDie Erklärungen des deutschnationalen Führers Dr . Hergtkm „Berliner Lokalanz. "

, wonach die Deutschnationalen nun
gesonnen

^
sind, nach der Wahl eine gründliche Schwenkungin der Stellungnahme zur Außenpolitik vorzunehmen , findenauf dem rechten Flügel der Partei bereits Widerspruch.

In der ..Deutschen Zeitung " hält Dr . Maurenbrecher Hergtvor, daß es sich bei dem Gutachten der Sachverständigen nurimr ein Ablehnen oder Annehmen im Ganzen handeln könne.Wenn er also von der Bereitschaft zu Verhandlungen redeund von Vorbehalten , die ganz unverzichtbar seien, so seiendas Worte, wie sie Herr Stresemann seit August vorigen Iah -res immer wieder ausgesprochen habe. Auch der Kommentar .« * °em die ..Kreuzzeitung " die Äußerung Hergts versieht,laßt zwischen den Zeilen erkennen , daß für die von diesemBlatt vertretenen deutschnationalen Kreise sich Herr Hergtanscheinend etwas zu weit vorgewagt hat . Die „Kreuzzei-tung " macht deshalb den Versuch , seine Worte extensiv zu in-
terpretieren , wobei sie erklärt : „Der Eintritt in Verhand-
lungen ,st natürlich von Borbehalten abhängig , die kaum hiernäher ausgeführt zu werden brauchen. Es sei nur an die
Räumung des Ruhrgebietes und an die Freilassung der Ge -
fangenen erinnert . Es wird natürlich notwendig sein , dieseVorbehalte scharf zu skizzieren, falls es zu Verhandlungenmit anderen Parteien über eine Kabinettsbildung kommt .
Gleichzeitig werden die Punkte festgelegt werden müssen , die
eine Änderung des Sachverständigengutachtens bedürfen , wo-
bei in erster Linie an die Kontrollmaßnahmen und an die
untragbare Jnternationalisierung der Eisenbahn erinnert sei »
möge. " Das alles klingt etwas schärfer als die Formulieruu -
gen, die Dr . Hergt gebraucht hat . Der deutschnationale Par -
teiführer hat auch die Frage ziemlich ignoriert , wie die Re-
gierung unter deutschnationaler Führung aussehen soll, ine
seine Politik machen würde . Daß es ohne andere Parteien
nicht gehen würde , zeigen die Zahlen des Wahlergebnisses.

Es ist in dieser Richtung von einigem Interesse, ' wctt die
„Germama" das Berliner Zentrumsorgan, zu Hergts Ver¬
antwortungsbereitschaft sagt . Sie wiederholt ihre frühere
Feststellung , daß der Sinn der Wahlen nur der sein könne ,
daß der bisherige außenpolitische Kurs weitergeführt werde
und fährt dann fort : „Wenn die Deutschnationale Volks-
Partei dieser Grundforderung der Zentrumspartei entsp'-e-
chen wollte, wenn sie sich also zu der früher von ihr bekämpf-
ten Politik bekennen wollte, dann bestünden 100hl für das
Zentrum kaum im Augenblick dringende Bedenken grundsätz-
licher Art , den Stimmenzuwachs der Deutschnationalen Reck-
nung zu tragen . Stärkere Bedenken macht die „Germania "
aber gegen den deutschnationalen Anspruch geltend , unter
allen Umständen die Macht zu behalte« , wenn sie sie in Hän¬
den habe. Gegen diese Ansprüche der Deutschnationalen hat
die „Germania erhebliche Bedenken einzuwenden , zumal da
Dr . Hergt aus dem Ergebnis der Reichstagswahl den Schluß
ziehen möchte, daß nun die „nationale Rechte " in Zukunft
ohne weiteres den „entscheidenden Einfluß " auch in de» grii -
Geren Einzelstaaten ausüben müsse. Man erkennt sofort , was
dies für Preußen besagen soll . Die „Germania " versichert
den Deutschnationalen , daß ihre Ansichten von Förderalismus
hier mit denen Dr . Hergts durchaus nicht übereinstimmen .

Die „Voss. Ztg . " erklärt zu dem von Hergt angekündigten
Programm , das sich kaum noch von dem Programm der ietzi-
gen Regierung unterscheide , daß Herr Hergt noch um einiges
deutlicher werden müsse . Angesichts der von den Sachverstan-
digen festgesetzten Unteilbarkeit ihrer Vorschläge werde einer
von den Deutschnationalen geführten Regierung auch nichts
anderes übrig bleiben, als sich damit abzufinden . Es handle
sich also um ja oder nein . Wenn Herr Hergt bereit se, , sq
möge er in Gottesnamen beweisen, was er könne. Das „B.
T ." stellt ebenfalls den vollständigen Gegensatz des Wahlpro-
gramms der Deutschnationalen zu ihrem jpiegierungzpro-
gramm fest .

Der „Vorwärts" ironisiert das „große Wunder " der deutsch -
nationalen Wandlung und hält es durchaus für möglich , daß
diese Wandlung noch weitergeht bis zu der glatten Übernahme
der bisherigen Außenpolitik. Innenpolitisch kündigt er be-
retts die Opposition der Sozialdemokraten an . Im übrigen
bezweifelt das Blatt , daß das Zentrum sich so ohne weiteres
zur parlamentarischen Unterstützung der Deutschnationalen
bereit finden werde.
' Die „Zeit " setzt sich besonders mit den Angriffen Hergts
auf Stresemann auseinander. Das volksparteiliche Organ
meint, die Politik Stresemanns könne doch offenbar nicht gar
so schlecht gewesen sein, wenn sie sogar vermocht habê ^

en
Rubrer der großen Oppositionspartei, allerdings erst nach den
Wablen zu sich zu bekehren. Dabei bezweifelt übrigens die
Zeit", daß Herr Hergt mit seiner Auffassung in seiner eigenen
Partei durchdringen werde .

*
Pariser und Londoner Pressestimmen

/ £ « Pariser „Temps" erklärt zu den im "^ liner LoÜrl-
anzeiger" veröffentlichten Ausführungen des Arrn Hergt betr .
Stellung der Deutschnationalen zum ^ /
achten in denen von gewissen Vorbehalten die Rede ist . Es
Genüge nicht diese Borbahalte anzukündigen . Herr Hergt musse
auch sagen, welcher Art sie seien. Ziege man d,e -Deutsche
Tageszeitung" darüber zu Rat . so müsse man zu der Über-
»eugung gelangen, daß diese Vorbehalte der Nationalsoziali-
?ten auf die Sabotierung des Sachverständigenplaneshlnaus-
laufen . Herr Hergt müsse sich vor über ^ .^ Lrnach.
ten Reserven aussprechen , denn sowohl die Gläubiger Deutsch -
lanidS als auch die anderer Länder , die mit Deutschland Han-
feU treiben , müßte» sich klar sein, ob die von den Sachverstan ?

digen empfohlene Lösung Aussicht hat , von Deutschland ange»
nommen zu werde« oder nicht, und vor allem ob die 800 Mil«
lionenanleihe Aussicht hat , Annahme zu finden. Auch das
deutsche Volk selbst habe an solchen Ausführungen ein In -
teresse, denn der Wert d«r Rentenmark wird «davon bestimmt .

*
Die Londoner „Times " schreiben: Etwaige Versuche

Deutschlands , Wer den Sachverständigenbericht zu verhandeln,würden weder in London noch in Paris zugelassen werden
und sicher auch nicht in den Vereinigten Staaten . Es sei
Sache der Deutschnationalen , als der Partei , die im neuen
Reichstage die Entscheidung in den Händen habe , klar und un -
zweideutig zu erklären , ob sie den Sachverständigenbericht
ablehnen oder annehmen . — Der „Dailv Telegraph " hebt her-
vor, es könne nicht geleugnet werden, daß die Erzielung eines
Einvernehmens mit Deutschland heute weniger leicht sei, als
wenn die Parteien , die für die Annahme des Sachverständi -
genberichts eintraten , in beträchtlich größerer Stärke in den
Reichstag zurückgekehrt wären . Allerdings habe der deutsch-
nationale Führer Gvaf Westarp erklärt , dtrfc die Annahme des
Sachverständigenberichts , wenn auch nur aus Gründen di-
plomatischer Strategie ratsam sein. Man vertraue in London
daraus , daß die große Mehrheit der Deutfchnationalen , wenn
sie einmal der Frage des Daiwesberichtes gegenübergestellt
würden;, ihn nicht zu Fall bringen würde . —• Das Arbeiter¬
blatt „Daily Herald " schreibt , das Ergebnis der Reichstags -
Wahlen zeige, daß die Mehrheit des deutschen Volkes geneigt
sei , die Bedingungen des Sachverständigenberichts anzuneh -
men. iJietzt habe Frankreich das Wort . Bon dem Ergebnisder französischen Wahlen am nächsten Sonntag hänge die
Zukunft Europas ab.

♦
Die Newhorker Blätter drücken in ihren Leitartikeln große

Befriedigung über das Ergebnis der «deutschen Reichstagswah-
lei, aus , die nach ihrer Ansicht die Billigung des Dawesbe -
richts und dessen baldige Ratifikation durch den Reichstagbedeuten . „Sun "

^ zufolge , sollte der Ausgang der Wahlenvom Sonntag denjenigen Parteien in Frankreich , die dafüreintreten , daß bei der Eintreibung der Reparationen der gs-
sunde Menschenverstand waltet , einen erheblichen Gewinn
verschaffen .

Der Arbeitskonflikt im Ikubrgebiet
Überraschend plötzlich ist es im Ruhrgebiet zu einem schwe-ren und die deutsche Gesamtwirtschaft bedrohenden Arbeits -

kämpf gekommen, nachdem noch in der letzten Zeit die Streik -
agitation der Kommunisten und Syndikalisten , von lokalen
Ausnahmen abgesehen, ergebnislos geblieben, und noch un-
mittelbar vor den Reichstagswahlen ein Versuch der kommu-
nistisch -syndikalistischen Union der Hand - und Kopfarbeiter ,die Bergarbeiter in einen Generalstreik zu treiben , fehlgeschla -
gen war . Daß sich jetzt binnen weniger Tage das Bild voll -
kommen geändert hat . wird, wie die „Frankfurter Zeitung "
aus Essen meldet, zUm Teil mit der durch die kommunistischen
Wahlerfolge hervorgerufenen Hochstimmung großer Teile der
Arbeiterschaft zusammenhängen , zum Teil scheint es die
Folge einer Reihe von Fehlern zu sein, die bei der BeHand -
lung der zwischen den Arbeitern und den Zechen schwebenden
Streitfragen gemacht worden sind . Abgesehen von den ex-
tremen Verzweiflungspolitikern kann niemand wünschen, daßder drohende schwere Konflikt wirklich zum Ausbruch kommt
und ausgetragen wird, und auch die Gewerkschaftsführer der
Bergarbeiter würden im Bewußtsein der auf ihnen ^ ruhenden
Verantwortung eine Beilegung des Streites sicherlich begrü-
ßen. Indessen hat sich die Lage in den letzten Tagen so
verschärft, daß es ihnen schwer fallen wird, die Arbeiter ledig-
lich auf Grund des im Augenblick gegebenen Tatbestandes zur
Unterwerfung unter die Bedingungen des Zechenverbandes
zu zwingen . Unter diesen Umständen drängt sich die Idee
irgend einer Art von Vermittlung auf ; vielleicht würde ein
sofortiges geschicktes Eingreifen des Arbeitsministers mit ver-
hältnismäßig geringen Mitteln eine Wendung herbeiführen
können.

*
Der ganze Ruhrbergbau ruht mit Ausnahme von wenigen

Zechen . Ungefähr 90 Prozent der Belegschaften sind am Mitt -
woch nicht eingefahren . Kleine arbeitswillige Gruppen haben
sich nicht halten können.

Der Notstandsbetrieb wird notdürftig aufrecht erhalten . Jr -
gendwelche Zwischenfälle, die zum Eingreifen der Polizei
hätte führen können, sind bisher unterblieben . Man rechnet
in Bergarbeiterkreisen damit , daß es in absehbaren Tagen zu
Verhandlungen kommt, in denen ein Ausweg gefunden wer -
den kann, der beiden Teilen gerecht wird . Nach den vom rhei-
nischen Kohlenkommissar vorliegenden Meldungen wird die
Lage im Ruhrgebiet wohl als besonders ernst angesehen, je-
doch hält man die Gefahr einer Stockung der Kohlenversor-
gung gegenwärtig nicht für gegeben.

Von Arbeitgeberfeite wird mitgeteilt : Eine Meldung , daß
die Zechenbesitzer des Ruhrbergbaues seit Dienstag abend die
gesamte Belegschaft ausgesperrt hätten , ist in dieser Form
nicht zutreffend . Die Zechenverwaltungen haben lediglich
diejenigen Bergarbeiter , die sich weigerten , länger als sieben
Stunden zu arbeiten , nicht zur Arbeit zugelassen. Sobald
es aus technischen Gründen irgendwie möglich ist, werden Ar-
beitswillige beschäftigt.

Über die Arbeitstage im Kohlenbergbau liegen berliner
privaten Stellen die folgenden Nachrichten vor :

In Oberschlesien streiken sämtliche Zechen mit Ausnahme
einer einzigen. In Sachsen sei der Ausstand ebenfalls ein
vollständiger ; nur in einer einzigen staatlichen Zeche werde
gearbeitet . In Westfalen seien etwa 85 Prozent der Beleg-
schaft ausgesperrt ; ein kleiner Prozentsatz streike aus eigenem
Antrieb ; etwa 12 bis 14 Prozent seien gegenwärtig im Vo-
chumer Revier an der Arbeit . In Niederschlesien werde durch -
weg gearbeitet . Die Verluste aus der Stillegung werden von
den Interessenten auf 8 bis 3 Millionen Goldmark für jeden
Tag geschätzt. Die Franzosen sollen sich bisher neutral ver»
halten . Reparationskohlenlieferungen würden vermutlich aus
den Haldenbeständen zunächst noch nach Möglichkeit forrge-
setzt. Die Resistenz gegenüber dem für verbindlich erklärten
Schiedsspruch sei auf Wahlagitation und den Wahlausgang
zurückzuführen.

*
Die Streiklage in den deutsch-oberschlesischen Gruben istun .

verändert . Bon den Eisenhütten haben sich die Belegschaften
der Eisenhütte Gleiwitz und der Fabrik Hindenburg dem Streik
angeschlossen. Bon gewerkschaftlicher Seite wird mitgeteilt,
daß die Konferenz der Betriebsräte der Metallindustrie ttt ge¬
heimer Abstimmung den Beschluß faßten, ebenfalls in den
Streik zu treten.

Die Lage tu den sächsischen Kohlenrevieren ist ernst. Am
Mittwoch bereits sollte die Aussperrung im ganzen sächsischen
Braunkohlenbergbau allgemein durchgeführt werden .

Aussperrung in der Mitteldeutschen Metallindustrie .
Verband der mitteldeutschen Metallindnsiriellen hat , wie ausDessau gemeldet wird , .wegen des Streiks in einigen crn.baltischen Fabriken beschlossen, die Betriebe in Archalt , i»denen noch gearbeitet wird , auf den 15. Mai zu fdjlie

'
ßeS

Davog werden tausende von Metallarbeitern betroffen.

Dolitiscke Neuigkeiten
Der Verwaltungsrat der Reichspost

Der auf Grund des Rcichspostsinanzgesetzes zur Mitwir.kung bei der Verwaltung der Reichspostverwaltung berufeneBerwaltungsrat trat am Dienstag in Berlin zu seiner erstenSitzung zusammen . Der den Vorsitz führende Reichspostmini ,
ster Höfle wies daraufhin , daß die Reichspost- u.Telegraphen»Verwaltung jetzt ein vom allgemeinen Reich ^haushalt losge. .
löstes Unternehmen sei, und daß die Ausgaben lediglich vonden eigenen Einnahmen gedeckt werden müßten . Dabei bleibedie öffentlich- rechtliche Stellung der Reichspost, die volle Per ,
antwortung des Ministers auch dem Reichstag gegenüber unddie Stellung der Beamten mit den in der Reichsverfassungfestgelegten Rechten und Pflichten gewahrt . Die Lage derReichspost- und Telegraphenverwaltung habe eine befrie.
digende Entwicklung erfahren . Der Postverkehr hat sich M,
hoben, wenn er auch den Friedensstand noch nicht völlig er.
reicht hat . Der Telegraphen - und Fernsprechverkehr ist stör,
ker gestiegen. Ohne die erfolgte Erhöhung der Telegraphen,und Fernsprechgebühr wäre aber die Durchführung des Bau.
Programms nicht mögliche Auch ist zu hoffen, daß das Rech,
nungsjahr 1923 ohne Fehlbetrag abschließt. In der BeHand»
lung unseres Personals dürfen die sozialen Rücksichten nicht
außer Acht gelassen werden. Eine Gehaltsaufbesserung mußbald erfolgen , so daß dem Personal bei den schweren Arbeiten
ein auskömmliches Leben gestattet ist . Der Personalabbau
darf für unsere Verwaltung im allgemeinen als beendet an.' -
gesehen werden.

Im weiteren Verlaufe der Sitzung wurde dem auf alter
Grundlage aufgestellten Voranschlag der deutschen Reichsposj
formell zugestimmt, damit die Verwaltung zunächst im Rahmen
der jetzt vorhandenen allgemeinen Unterlagen ihre Geschäfts
weiterführen kann. Gefordert wurde die Vorlegung eines Nach, j
tragsetats , der zunächst dem Arbeitsausschuß zugehen und
von dem Berwaltungsrat nachgeprüft werden soll.

Zu der Verordnung über die Änderung der Postgebühr »
stimmte der Berwaltungsrat dem Antrag zu . daß auch für
Wertpakete der Sperrzuschlag zu entrichten ist , daß die Be-
stimmungen für Drucksachen wesentlich vereinfacht und die
Gebühren entsprechend geregelt werden. Das Paketporto
wird namentlich für Pakete über 7 Kilo erhöht. Die Ver.
sicherungsgebühren für Wertsendungen bis 500 Mark solle»
erheblich vermindert und die Einschreibegebühren auf 30 Pfg.
festgesetzt werden. Entgegen dem weitergehenden Regie-
rungsvorschlag wurden die Zeitungsgebühren vom 1 . Juli
ab wie folgt festgesetzt : Gewicht bis zu 30 Gramm 3 Pfg.
monatlich, über 30 bis 50 Gramm 5 Pfg ., über 50 bis M
Gramm 8 Pfg . , über 100 bis 250 Gramm 12 Pfg ., über ?"3
bis 500 Gramm 16 Pfg . , über 500 bis 1000 Gramm 20 5£jg.
monatlich. Der Mindestbetrag an Zeitungsgebühren für jededer Post zum Bertrieb übergebene Zeitung beträgt 30 Mk.
vierteljährlich . Für SammelüberweHungen von ZdtfchriMjten ( durchschnittliches Nummerngewicht bis 25 Gramm ) 6 Pfz.
moiiatlich und . bis 30 Gramm 3 Pfg . monatlich.

Die Abstimmung in Hannover
Die Vertrauensmänner für die Abstimmung in Hannover

haben an den Reichskanzler ein Telegramm gerichtet, in dem
sie darüber Klage führen , daß die preußische Regierung t .-
verfassungsmäßige Durchführung der Abstimmung am 13.
Mai in Frage stelle . Weiter wird für die loyale Durchfüh »
rung der Abstimmung die Einsetzung eines Reichskommissar -
gefordert.

Der Reichskanzler erklärte in seinem Antworttelegramm,die verfassungsmäßige Durchführung der Vorabstimmung sei
durch die Maßnahmen und die Leitung der Reichsregierunzvollkommen gesichert - Da die Ausführung der Anordnungenin der Hand eines Reichsbeamten in Hannover liege, so sei
die Stellung eines Reichskommissars völlig überflüssig. Wenn
die Vertetung des preußischen Staates Agitation gegen die
Abtrennung treiben , so sei hiergegen verfassungsmäßig nichts
einzuwenden.

Die mecklenburgische Regierung wiedergewählt
Der Lanjdtag von Mecklenburg- Schwerin hat das Ministe¬

rium Brandenstein in seiner bisherigen Zusammensetzung
wiedergewählt , nachdem es am Dienstag ourch das Miß-
trauensvotum der Deutschvölkischen mit Hilfe der Sozial -
demokraten und Kommunisten gestürzt worden war . Branden-
stein wurde in der Stichwahl mit 24 gegen 22 Stimmen wie¬
dergewählt , die auf den früheren sozialistischen Minlsterprä !i>
denten Stelling entfielen . Da Brandenstein nicht im Haust
war . ließ sich nicht feststellen , ob er die Wahl annimmt . Die
beiden anderen Minister v. Oertzen und Dr . Stammer wur-
den mit 38 Stimmen wiedergewählt . Auch sie behielten si<
eine Entscheidung über die Annahme der Wahl Vor.

Die Versorgung der Offiziere und ihrer
Hinterbliebenen

Mit Wirkung ab 1 . April 1924 sind die Verstümmelung
Zulagen für die ehemaligen Offiziere und Militärbeamter
des Friedensstandes und die Kriegsversorgung ihrer Hintcl-
bliebenen neu festgestellt woroen. Von diesem Zeitpunkt ad
beträgt : die einfache Verstümmelungszulage monatlich ^Goldmark und die erhöhte Verstümmelungszulage monatl. ®
Goldmark . Der Zuschlag zum Witwengeld beträgt monatuv
12 Glodmark und der Zuschlag zum Waisengeld monatlich °
Goldmark . Außerdem können künftig auf Antrag an ehe«
malige Offiziere und Militärbeamte des Friedensstandes,
bisher Kriegs - , »Tropen - , Luftdienst- oder VerstümmelungM -
läge bezogen halben , in Bedürfnisfällen Zuschläge zu . ihre»
jetzigen Versorgungsgebührnissen von den Versorgungsämte
bewilligt werden , wenn sie jetzt nicht Goldmarkbezüge in
von mindestens einem Sittel der früheren gesetzlichen » ez^ -
erhalten . In besonderen Notfällen können auch weitergehend
Zuschüsse gewährt werden.

Keine Entschädigung für ausländische Papiermarkspekî
ten. Reichsbankpräsident Dr . Schacht erklärte u . <*•, ^
Berliner Vertreter des argentinischen Blattes „P ren 'arftSn»
Entschädigungsansprüche für Verluste aus Papiermar . ^
fen, die vom Ausland möglicherweise bei Deutschland 0
gemacht werden könnten, konnten von Deutschland um ^
nen Umständen anerkannt werden. Das ersteAnrecr - ^
Entschädigung hätten die Millionen Deutschen, die du a>
Zusammenbruch der Papiermark um ihr letztes
Gut gekommen seien.



zur Verhaftung vcs RathenaumSrber ». Wie SereitZ ge-
jnelbct, ist jetzt in München der kurz nach der Ermordung
Siathenaus geflüchtete Student Günter Brand festgenommen
worden . Brandt hat eingestanden, der wegen Beihilfe zum
giathenaumord Gesuchte zu sein. Er ist gestern nach Leipzig
verbracht worden . Nach den Ermittelungen ist Brand , der
26 Jahre alt ist und aus Kiel stammt , offenbar nicht nur in
die Mordsache Rathenau verwickelt, sondern er dürfte auch,
B ie aus den seiner Zeit bei ihm beschlagnahmten Papieren
hervorgeht , mit den Mördern des Reichsministers Erzberger ,
Schulz und Tillessen, in näherer Verbindung gestariden baden.

« gjian d , der während des Krieges Marine -Offizier war ,
wohnte bis zur Ermordung Dr . Rathenaus in Jena . Er war
ebenso wie die verstorbenen Rathenaumörder , Fischer und
Kern , Ungehöriger der Sturm - Kompagnie der Brigade -Ehr -
Hardt und Führer des Deutschnationalen Jugendbundes , Lan -
desverein Sachsen . Vor der Ermordung Rathenaus war ihm
der Austrag übermittelt worden , ein schnelles Personenauto -
mubil zu beschaffen . Brand setzte sich mit dem inzwischennach
Österreich geflüchteten Fabrikanten Küchenmeister in Ver -
jjndung, den er zur Hergabe seines Kraftwagens veranlagte .
0 sich der Verhaftete bei der Ausführung des Mordes im
Kraftwagen befunden hat , bedarf noch der näheren Aufklä -
rung-

Ikurze Nachrichten
Die Frauen im neuen Reichstag. Nach dem bisherigen

Lahlrefultat wird der neue Reichstag insgesamt 17 weibliche
Mitglieder haben. Als gewählt können bisher gelten 9 sozial-
demokratische Frauen , 2 weibliche Komunisten . Deutsche Volks-
partei , Zentrum , Demokraten und Deutschnationale entsenden
je 2 Frauen in den Wallotbau .

Bayerischer Landtag . Die sozialistische Fraktion des
bayerischen Landtages wird durch .den Zwwachs der 3 Pfälzer
Mandate die zweitstärkste Partei werden, während der völ -
Zische Block als Fraktion erst an dritter Stelle steht . Die So -
zialisten Linnen somit den ersten Vizepräsidenten bean -
spruchen.

Eine Beleidigungsklage des bayerischen Minister des Inner «
Der Minister des Innern Dr . Schweiler 'hat gegen den ver-
antwortlichen Schriftleiter des Völkischen Kurier " Strafan -
trag wegen Beleidigung gestellt auf Grund eines Artikels
dieser Zeitung vom 3 . Mai , in welchem der Staatsministerim Anschluß an eine Wendung in seiner Rede in Pölten am
29. April 1924 des Hoch- und Landesverrates bezichtigt wurde.Wels verklagt die „Rote Fahne " . Die „ Rote Fahne " Hatte
sich am Tage vor der Wahl aus Chemnitz telegraphieren las-
sen , daß die Sozialdemokratische Partei durch den Abgeord-
neten Wels aus Reichsmitteln dreiviertel Millionen Renien -
mark zu Wahlzwecken erhalten habe. Diese Behauptung wurde
sofort dementiert . Außerdem hat Abg. Wels gegen die
„Rate Fahne " Klage erhoben.

Die Kriegskosten der Staaten . In einer Veröffentlichungder Bankers Trust Company wird mitgeteilt , daß die Kriegs -
kosten auf den Kopf der Bevölkerung in den verschiedenenLändern nach dem Dollarstand von 1913 berechnet wie folgt
angegeben werden könne : England 624,85, Frankreich 280,2,Teutschland 292,57 , Vereinigte Staaten 176,91 , Italien 124,59 ,Oesterreich-Ungarn 108,76 , Rußland 13,11 .Tie Güter der griechischen Königsfamilie sind , wie aus
Athen gemeldet wird , für 2 200 000 Drachmen verkaust wor-
den . Zwei Drittel dieser Summe wurden der früheren Koni-
gin Sophie ausgezahlt , der Rest ist unter die übrigen Erben
des früheren Königs Georg verteilt worden."Die Verlegenheiten des abgesetzten Kalifen . Der abgesetzte
Kalif hat die Regierung von Angora telegraphisch um finan -
zielle Unterstützung ersucht . Die Regierung hat ihm jedochgeantwortet, daß sie keine Vorschüsse gewähren kZnne , da die
Nationalversammlung vor ihrem Auseinandergehen keine ent-
sprechenden Kredite gewährt habe.

Bg ^ cttsdier Teil

Die Putsche von Lahr und Umgebung
vor dem Gericht

Den Lörracher Aufruhrprozessen fr Igte vor dem Schwur¬
gericht in Freiburg eine ähnliche Anklage gegen elf Ange-
klagte von Lahr und Umgebung , die wegen Abhaltung ver -
botener Versammlungen , bewaffneter Zusammenrottungen ,
Vergehen gegen das Sprengstoffgesetz , versuchten Totschlags ,
Bedrohung , Freiheitsberaubung usw . auf der Anklagebank
saßen.

Die Verhandlung , in deren Verlauf eine umfangreiche Be-
Weisaufnahme notwendig wurde, dauerte 2 volle Tage . Aus
dem Gang der Verhandlung war zu entnehmen , daß das Ber-
halten der schwer angegriffenen Schutzpolizei in der fraglichen
Angelegenheit durchaus korrekt war , während die Aktion der
Angeklagten einen gewalttätigen Charakter trug . Lediglich dem
vernünftigen Verhalten der Schutzpolizisten bei dem Zusam¬
menstoß bei Berghaupten und auf dem Schutterlindenberg
ist es zu verdanken, daß ein größeres Blutvergießen verhin¬dert wurde. Der Staatsanwalt stellte den Antrag auf ange-
messene Strafen , wobei er betonte , den Angeklagten sei mil-
dernd zugute zu halten , daß sie durch die Geldentwertung und
die Wirrnisse jener Zeit außergewöhnlich erregt waren . Die
Verteidiger plädierten sämtlich auf mildernde Umstände oder
auf Freisprechung von einzelnen Punkten der Anklage.

Nach mehr als dreistündiger Beratung fällte das Gericht fol-gendes Urteil : Das Schwurgericht nahm entsprechend den An-
trägen der Verteidigung nicht Aufruhr , sondern Bildungeines bewaffneten Haufens an , ferner unerlaubten Waffen -
besitz, Teilnahme an verbotenen Versammlungen , Vornahmeverbotener Plakatanschläge , Widerstand gegen die Staatsge -walt, bei Ernst Matthies außerdem Vergehen gegen das
Sprengstoffgesetz , weil dieser bei dem Putsch mehrere Hand -
granaten mit sich führte . Demgemäß wurden verurteilt : Wil -
Helm Görn zu 1 Jahr , 1 Monat Gefängnis , Josef Gellut
zu 6 Monaten , 20 Wochen Gefängnis und 10 Mark Geld-
strafe , Max Hase zu 7 Monaten , 2 Wochen Gefängnis undMark Geldstrafe , Ernst Matthies zu 1 Jahr , 1 Monat
Zuchthaus und 30 Mark Geldstrafe , Karl Matthies zu 6 Mo -naten, 2 Wochen Gefängnis , Johann Sauer zu 1 Jahr , 1 Mo-nat Gefängnis und 30 Mark Geldstrafe , Herm . Seebergerzu 7 Monaten , 2 Wochen Gefängnis , Erich Schmidt zu 6 Mo-naten, 2 Wochen Gefängnis , M . Schoch zu 1 Jahr , 4 Monaten
Gefängnis , Herm . Traub zu 7 Monaten , 2 Wochen Gefäng -" '^ und 30 Mark Geldstrafe , Ludwig Traub zu 6 Monaten ,Wochen Gefängnis und 30 Mark Geldstrafe , sämtlichen An-
geklagten wurden 4 bis 5 Monate Untersuchungshaft ange-
rechnet .

Eine Haftentlassung der Verurteilten findet vorläufig nichtE, i doch will das Gericht in aller Kürze einen bedingte»
^ irafaufschub in Erwägung ziehen. Bei dem nach den Be»
Mmmungen des Sprengstoffgesetzes zu Zuchthaus verurteil -ien Ernst ^ Matthies ist der Gerichtshof bereit , ein Gnaden -
?, v ' . -au f Umwandlung der Zuchthausstrafe in Gefängnissu befürworten.

Aus dem besetzten Gebiet
Die Bestimmungen über den Aufenthalt im besetzten Gebiethaben, wie aus Kehl berichtet wird , eine Änderung erfahren .Nach einer Bekanntmachung des Bezirksamtes müssen aufGrund der Verordnung 256 der Rheinlandkommission alle imbesetzten Gebiet ständig wohnenden Personen über 16 Jahre ,gleichviel , welche Nationalität sie haben, im Besitze eines miteinem Lichtbild und dem Vermerk „Besetzte ?- Gebiete " Verse-henen besondere» Personalausweises sein. Dieser Ausweiswird von der zuständigen deutschen Behörde ausgestellt . Alsim besetzten Gebiet ständig wohnhaft wird betrachtet, wer min -bestens einen Monat dort gewohnt hat, . Will eine im be-

setzten Gebiet wohnhafte Person ihren Wohnsitz außerhalbdes besetzten Gebietes verlegen, so muß sie das Bürgermeister -amt ihres bisherigen Wohnorts davon benachrichtigen, da?verpflichtet ist, den besonderen, dieser Person ausgestelltenPersonalausweis zurückzuziehen und ihr dafür einen Ab -
Meldeschein auszustellen . Dieser Schein gilt fünf Tage unddient den Betreffenden als Ausweis für das Verlassen der
besetzten Gebiete . Jeder Person kann nur ein Abmeldescheinausgestellt werden.

Die Bürgermeisterämter haben im Laufe des Monats Ja -nuar eines jeden Jahres ihre Auskünfte über jene Bewohnerihrer Gemeinde, die im verflossenen Jahre die besetzten Ge-biete zwecks ständiger Niederlassung außerhalb der besetztenGebiete verlassen haben, dem Kreisdelegierten zu übermitteln .Für Verstöße gegen die Bestimmungen der Verordnung wer -den Sanktionen angedroht.
Weiter macht das Bezirksamt bekannt, daß nach einer Ver -

fügung der interalliierten Rheinlandkommission im besetztenGebiet der Handel und der Besitz von Gummiknüppeln , Stock -
flinten und Pistolen „Narco" verboten ist. Der Besitz der ge-nannten Waffen ist nur demjenigen gestattet, dem von der
Besatzungsbehörde eine Erlaubnis gemäß den Verordnungen3 und 67 der interalliierten Rheinlandkommission erteiltwurde.

Ikommunale Rundschau
Das Reichstagswahlergebnis in Karlsruhe und die Rat -

haussraktionen . Unter dieser Überschrift führt der „ BadischeBeobachter"
^ aus , daß, wenn die bei den Reichstagswahlen ab-

gegebenen Stimmen für den Bürgerausschuß abgegeben wor-den wären , dieser ein wesentlich anderes Bild bieten würde .Um auch nur einen einzigen Stadtverordnetensitz zu erlan -
gen, wären mindestens 788 Stimmen erforderlich. Es wür -den also von vornherein fünf Parteien als zu schwach für die
Vertretung auf dem Rathaus ausscheiden. Den schwerstenVerlust hätten die Mehrheitssozialdemokraten zu beklagen.Sie müßten sich anstatt mit 27 mit 16 Stadtverordneten undmit 5 gegen bisher 8 Stadträten begnügen . Einstweilen istaber das Zentrum stärkste Partei inKarlsruhe . Auch die Demo -
kraten müßten aus 1 Stadtratssitz und auf 2 Stadtverordnete
verzichten. Die Wirtschaftler bekämen anstatt 5 nur 3 Stadt -
verordnete , der bisher besetzte Stadtratssitz könnte nur noch
durch anderweitige Hilfe gerettet werden. Die Kommunistenbekämen 2 Verordnete und einen Rat mehr. Die Gesamtlinkebliebe aber dann immer noch wesentlich schwächer als bis
jetzt. Die alten Rathausliberalen kämen beträchtlich stärkerwieder, und zwar mit 17 Stadtverordneten und 5 Stadträten .Das Zentrum hätte je einen Vertreter mehr als die National -
liberalen . Die Deutschnationalen könnten 11 Stadtverordneteund 3 Stadträte gegen 9 und 3 beanspruchen. Sie bekämen
Unterstützung durch 6 völkische Stadtverordnete und einen
Stadtrat dieser Richtung. , Insgesamt wären auf dem Karls -
ruher Rathaus 8 Parteien vertreten .

Der Bürgerausschuß Karlsruhe wird sich in seiner nächsten
Sitzung mit einer Reihe von Vorlagen betr . Erwerb und
Verkauf von Grundstücken zu befassen haben . — Nach einem
Stadtratsbeschluß soll vorbehaltlich der Zustimmung des Bür -
gerausschusses mit Wirkung vom neuen Steuerjahr an ( 1.
Juni ) ein Zuschlag zur Staatlichen Hundesteuer in Höhe des
doppelten Betrages derselben erhoben werden.

Die Mannheimer Indexziffer . Laut Mitteilung des Mann -
heimer Städtischen Nachrichtenamts beträgt die für den 7.
Mai berechnete !J !ndexziffer 1202,1 Milliarden . Da am
30 . April die Indexziffer 1182,9 Milliarden betrug , ist vom
30. April bis 7. Mai ein? Steigerung umj 1,6 Proz . eingetre -
ten . ' j ■

Das Heidelberger Stadttheater soll ulmgebaut werden . Es
ist geplant , Anteilscheine auszugeben , für die die Stadt Bürg -
schafft und Zinsgarantie übernimmt . Auch eine Beteiligung
der Stadt durch Übernahme eines Teils dieser Anteilscheine
ist vorgesehen. Das Thoatergebäude soll nach beiden Seiten
verbreitert werden̂ nach links (Süden ) bis an das Nachbar-
Haus, nach rechts ziemlich weit bis an das Gebäude der
städtischen Sparkasse heran . Dadurch wird erreicht, daß die
Seitengänge in beiden Stockwerken verbreitert werden, und
richtige Gardaroben aufweisen. Auch der Vorraum (die
Schalterhalle ) wird durch das Herausrücken der Seitenwände
stark verbreitert . Der Zuschauerraum wird gleichfalls nicht
unwesentliche Veränderungen zeigen. Zu den 245 Sitzplätzen
im Parket werdent 54 neue kommen . Im ersten Rang wer-
den Klappsitze angebracht, wodurch dort 42 neue Sitzplätze ge-
Wonnen werden Dagegen bleiben die Seitenlogen unver -
ändert . Ebenso wird die Galerie in der Mitte neu bestuhlt,
wobei sich 19 neue Sitzgelegenheiten ergeben. Im ganzen
würde der Umbau 115 neue Sitzplätze bringen . Das Theater
spielt in diesem Jahre bis zum 30 . Juni und dürfte etwa
am 24 oder 25 . September mit den Vorstellungen der nuien
Spielzeit beginnen. . Vielleicht ließe sich der Beginn auch bis
zum 1 - Oktober hinausschieben. In dieser nicht ganz drei-
monatigen Sommerpause wird der Umbau nur dann fertig -
zustellen sein , wenn er sofort am 1 . Juli begonnen würde.

Bürgermeisterernennung . Die BürgerMeisterwahl in B|i>
berach verlief dreimal ohne Erlsolg. Für die Restzeit des von
seinem Amt zurückgetretenen Bürgermeisters Jehle wurde
der langjährige Gemeinderat und Landwirt Leonhard Will-
mann nn Fröschbach zum Bürgermeister ernannt .

Verbesserung der rheinischen Landstraßen . Das der rhei -
nischen Provinzialverwaltung unterstellte durchgehende Stra -
ßennetz der Rheinprovinz, etwa 5600 Kilometer, ist durch den
Ruhreinbruch , durch die Verlegung fast des ganzen Lastver -
kehrs von der Eisenbahn auf die Landstraßen und durch den
großen Autoverkehr, vor allem auch der Besatzungsmächte,an vielen Stellen in einen traurigen Zustand geraten . Die
Schwierigkeit, das nötige Material heranzubringen , und der
Mangel an Geldmitteln machten bisher eine ausreichende In -
standhaltung nicht möglich . Das wirtschaftliche Interesse an
einem gut fahrbaren durchgehenden Straßennetz ist aber heuteein außerordentlich großes. Der Provinzial -Ausschuß hat des-
halb , wie aus Düsseldorf gemeldet wird, beschlossen, jetzt eine
umfangreiche Instandsetzung der Provinzialstraßen in der
Rheinprovinz vorzunehmen und dabei vor allem die Anlagevon Kleinpflaster , das auf den Hauptstraßen allein geeignet
ist, dem Verkehr auf längere Zeit Stand zu halten , ins Auge
zu fassen .

Der Bahnhofneubau l» Emmendinge». Zu der kürzlichgebrachten Meldung über die von der Reichsbahndirektion inBerlin beabsichtigte Verlegung , sowie Neubau des Bahnhofesnahm der Bürgerausschutz Emmendingen in seiner Sitzungvom 5. d. M. Stellung und schlotz sich nach längeren Aus -
führungen des Bürgermeisters dem vom Gemeinderat erho-
benen Protest voll und ganz an .

Aus der Landeshauptstadt
Eine Industrieausstellung findet vom 1 . bis 30. Ocktoibeö

in der Städtischen Ausstellungshalle im Anschluß an die Karls -
ruher Herbstwoche statt . Sie wird von der Landesvereini -
gung technischer Bereine in Verbindung mit der Technischen
Hochschule abgehalten werden . An der Ausstellung werden,
sich Firmen aus dem ganzen Lande Baden beteiligen.

Falsche 50 -Rentenmarkscheine. Es sind Falschstücke der
Rentenbankscheine zu 50 Rentenmark vom 1 . Povember 1923im Umlauf . Die Kennzeichen der falschen . Scheine sind
folgende : Nummer 624421 , Wasserzeichen fchlt, Papier dün¬ner , fühlt sich fettig an» Faserstreisen aufgemalt, . Druck zumTeil unklar , besonders auf der rechten Hälfte des auf derVorderseite stehenden Schriftsatzes „Die Deutsche. Rentenbaniusw.

" Vor der Annahme derartiger Falschstucke . wird ge¬warnt .
# Werkmeisterbezirksverein . Am Dienstag abend hielt der

Werkmeisterbezirksverein im Gartensaal des Friedrichshofeseine Monatsversammlung ab,. Der Vorsitzende Ruhmannteilte mit , daß die Kollegen Stetter und Schiler gestorbenseien. Am 30. Mai wird der frühere Syndikus des Werk-
meisterverbandes einen Vortrag hier halten . Am nächstenSonntag findet im „Anker" in Maxau seitens der MaxauerKollegen eine Unterhaltung aus Anlaß des 40jährigen Be-stehens des Werkmeisterverbandes statt. In Mannheim wirdim Juli ein Werkmeistertag stattfinden , über den Gruppen -
tag in Stuttgart berichtete Herr Ruhmann . Nach Erstattungdes Kassenberichts entspann sich eine anregende Diskussionüber die Bautätigkeit . Man war allgemein der Ansicht, daßdurch den Wohnungsmangel eine Stellenveränderung der
Werkmeister fast zu den Unmöglichkeiten gehöre , so daß diesemit dem gewährten Gehalt zufrieden sein müßten . Die flaueBautätigkeit brachte man mit dem herrschenden Geldmangelin Verbindung .

Landestheater . In der am Freitag , den 9. ds . Mts . statt -
findenden Neueinstudierung von Richard Strauß 's Ariadnsauf Naxos " sind in Hauptpartien beschäftigt die Damen
Jracema -Brügelmann , von Ernst , Goldau . Rotyermel , Stechertund ZöbiM sowie die Herren Bussard Glatz, Höcker, Kalnbach.Loichinger. Nentwig . Peters , Warth und Wehrauch Die mu,sikalische Leitung hat Operndirektorj Cortolezis inne ; inSzene gesetzt wird das Werk von Oberregisseur ©tang. Be-flir.it der Vorstellung 7% Uhr .

Ikurze Nachrichten aus Waden
* Nr . 26 des Badischen Gesetz- und Verordnungsblattes hatfolgenden Inhalt : Verordnung des Arbeitsministeriums überdie Herstellung , Aufbewahrung und Verwendung von Azety-len sowie die Lagerung von Kalziumkarbid.
DZ . Mannheim , 7. Mai . Die Direktion der Anilinfabrikhat . die Arbeiter . dje sich zur Aufnahme der,Arbeit bereit er¬klärt - haben , durch Postkarte «nd die ' Beamten und"Ä« ge'telltendurch Anzeige in den Tageszeitungen zur Wiederaufnahmeder Arbeit am Freitag morgen aufgefordert . Da die hiesigekommunistische „ Arbeiterzeitung " erklärt , wenn die Fabrik -tore geöffnet werden , müsse die Gesamtbelegschaft erscheinenund den Achtstundentag fordern , und da die Anhänger des

Chemieverbandes bereits heute in der Frühe vor den Fabrik -toren unter Absingung revolutionärer Lüder demonstrierten,und außerdem in Versammlungen der Anhänger des Chemie-Verbands gestern erneut die Fortführung des Kampfes be-
schlössen wurde , sind Unruhen nicht ausgeschlossen . In einer
Zuschrift an das W " »lfbüro dementiert übrigens die Direktion
der B .A .S .F . die Nachricht der „Arbeiteczeitg.

"
, daß das Op -

pauer Werk unter Wasser stehe, die Arbeit dort also nicht auf -
genommen werden könne. Weiter teilt die Werkleitung mit ,ihre Kundgebung , es hätten sich genügend Arbeitswillige ge-
meldet , entspreche durchaus den Tatsachen, da bis heute vor-
mittag sich 80 Prozent der Belegschaft zur Arbeitsaufnahmebereit erklärt haben und weitere Meldungen ständig einlaufen .— Die Regierung der Pfalz hat einen Aufruf erlassen, in
dem erklärt wird : Niemand ist gezwungen, wieder in den
Dienst der Fabrik zu treten . Wer aber arbeiten will, muß
sich frei entscheiden können und darf an der Arbeit nicht durch
Gewalttätigkeit gehindert werden. An die Arbeiterschaft er-
geht die Mahnung , Ruhe und Besonnenheit zu bewahren.

' Ge-
gen gewaltsame Störung der öffentlichen Ruhe und Ordnung
sind Maßnahmen getroffen ."

DZ . Mannheim , 7 . Mai . Der Maimarkt in Mannheim
hatte trotz des Wahltages am Sonntag auch aus der Pfalz
zahlreiche Besucher angezogen. Außer den Pferderennen ist
auch ein Preisviehmarkt mitverbunden worden.

DZ . Pforzheim , 7. Mai . Stiftung . Der verstorbene Fa¬
brikant Rudolf Bacherer hat der Stadvevwaltung noch kurz
vor seinem Ableben die bedeutende Summe von 10000 Ren-
tenmark überwiesen . Nach dem Wunsche des Stifters soll
der Betrag zur Unterstützung von Pforz 'heimer Bürgern aller
Stände verwendet werden , die unverschuldet in Not geraten
sind. ■

DZ . Pforzheim , 7 . Mai . Heute nachmittag wurden die
neuen Bahnhofsräumlichkeiten ihrer Bestimmung übergeben.

Pforzheim , 7 . Mai . Wer eine Ausschreitung am Bor-
abend des Wahltages in Dietlingen berichtet der „Psorzh.
Anzeiger " . Durch den Ort war ein Auto mit 6 bis 8 Per -
fönen gefahren , um in mehreren Ortschaften des Psinztales
für die deutschnationale Partei zu werben. Vor dem Diet -
linger Rathaus wartete dann eine größere Menschenmenge
auf die Rückkehr des schwarz -weiß- rot beflaggten Autos. Das -
selbe wurde mit einem Steinhagel empfangen und beschädigt .
Mehrere Personen wurden getroffen doch niemand fchwer ver-
letzt .

MTB . Radolfzell , 8. Mai . Das am Untersee bei Oeningen
gelegene altbekannte Schloß Marbach, das jahrelang das Sa -
natorium Dr . Hornungs beherbergte, ist heute Nacht mit sei-
nen ausgedehnten Bauten von eine« schweren Brandunglück
heimgesucht worden . Der große Bau ist bis auf die Grund -
mauern niedergebrannt . Von dem Mobiliar konnte nur wenig
gerettet werden . Dagegen gelang die Rettung des Viehes.Der Schaden ist sehr bedeutend.

Konstanz , 7. Mai . Die Maikäferplage ist in der Bodensee -
gegend außerordentlich stark . Ein Leser der „ Konst. Zu¬teilt mit , 'datz er von einem einzigen Kastanienbaum an!
einem Morgen 3 500 Maikäser, das sind 7 Liter , abschüttelte.Am selben Abend war der Kastanienbaum bereits wieder von
Wolken von Maikäfern umgeben.



Stuttgart , 7. Mai . Die Grundsteinlegung des Hause» de»
Deutschtums erfolgt cyn 29 . Mai in feierlicher Weife. Am
gleichen Tage und am Tage vorher finden die Sitzungen des
Werwaltungsrates, des Ausschusses und des Wissenschaftli¬
chen Beirats des Deutschen Auslandsinstituts statt.

Tierseuchen in Württemberg . Am 80 . April herrschte die
Tollwut in 12 Ctaämterix , 32 Gemeinden und 27 Gehöften,
die Maul - uwd Klauenseuche in 10 Oberämtern , 14 Gemein-
den und 24 Gehöften.

Dandel und Mlirtsckskt
Berliner Devisennotierungen
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8 . Mai
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Die «leine Ziffer

Karlsruher Börse . 7. Mai 1924 . Abteilung Getreide,
Mehl und Filtermittel . Der Markt ist in allen Artikeln lust-
kos . Als Folge der sortgesetzen Mehlversteigerungen sind «die
Preise gedrückt. Als ungsähre Forderungen können genannt
werden : Weizen 19—19,60 GM -, Roggen 16.25—16, Brau¬
gerste 10,60—20, Hafer 15— 15,50 , GeDmais oWe Sack 19,50
vis 20, Weizenmehl Mühlenforderung 28,25 , Roggenmehl
Mühleniforderung 24 , Mehl aus zweiter Hand je noch Zah¬
lungsbedingungen billiger , Weizenfuttermehl je nach Fabri¬
kat 11,25 - 11,75 , Weizenkleie 10—10,50 GM . alles per 100
Kilo, Mehl und Mühlenfabrikate mit , Getreide ohne Sack,
Frachtparität Karlsruhe . Rauhfuttermittel : loses Wiesenheu,
gut , gesund , trocken 10—10,50 Weizen,-Roggenstroh draMge-
preßt 6—6,25, alles per 100 Kilo GrachtParität .Karlsruhe .
STbteilung Weine und Spirituosen : Die verschärfte Geldknapp-
heit lehnte jede Unternehmungslust ! ab , so datz irgendwelche
belangreiche Geschäfte nicht zustande kommen konnten. Ab-
teilung Kolonialwaren : Kaffe und Tee unverändert , Kakao
/deutsch ) 1,80 , Kakao (hollänb . ) 2—2,20, Burmareis 0,38,
Graupen 0,35 , gelbe gespaltene Erbsen 0,34, weifte ungar .
Perlbohnen 0,50, Linsen mittel 0,85, Schweinefett 1,40 , Sa -
latöl 1^20, alles per Kilo.

Badische Pferdeverficherungsanstalt. Die ordentliche Ge -
neralverfammlung der 1879 gegründeten Badischen Pferde -
Versicherungsanstalt e. G . in Karlsruhe genehmigte die Um -
Wandlung der Anstalt in eine Aktiengesellschaft bezw . die
Übernahme und Weiterführung der Geschäfte der Anstalt mit
allen Aktiven und Passiven durch die im Anschluß an die
G .B . neu errichtete Aktiengesellschaft mit dem Namen Ba -
difche Pferdeversicherungsanstalt A .G . zu Karlsruhe . Die
neue Gesellschaft ist mit einem Aktienkapital von 600 000 M.
unter Beteiligung des Allianz -Konzers ausgerüstet . Die Ge-
fellschaft beschloß zugleich den Eintritt in den Konzern .

Badische Märkte . Der Schlachtviemarkt in Freiburg
am 6. Mai »war mit 9 Ochsen , 6 Rindern ^ 10 Kühen!, 13! Fer¬
ren , 56 Kälbern , 10 Hümmel und 122 «Schweinen befahren .
Pro Zentner Lebendgewicht «wurden bezahlt für Ochsen und
Rinder 1 . Qualität 48 bis 50 M, , Ochsen und Rinder %
Qualität 40 bis 48 M . , Farren 40 bis 42 M. Kühe 24 b!is
40 M . , Kälber 52 bis >68 M . und Schweine 60 bis ß8 !M.

überstände 1 Ochse, i Rind, 3 RüHe und 4 Marren . Tendenz
ruhig . — Der Viehmarkt in Haslach i. K . am 6 . Mai war
befahren mit 41 Ochsen, 14 Kühen , 1 Kalb, 1 Kalbin und 14
Rindern. Infolge der hohen Preise wurde kein ! Stück Vieh
verkauft . — Der am 4. Mai in Haslach stattgefunden ^ M̂ai -
jährmarkt brachte ein reges Leben und Treiben mit sich, >da
aus der ganzen Umgegend die Landleute herbeieilten um ihre
Bedürfnisse an Kleidungsstücken usw . einzudecken . — Der
Maimarkt in Offenburg erreichte in diesem Jahre eine
Grösse , wie sie der Junimarkt nur in feinen besten Zeiten
hatte . Die früher im Juni stattfindenden Prämiierungen von
Pferden und Rindvieh wurden nunmehr auf den Mal ver-
tegt . Der Markt hatte eine große Zufuhr von erstklassigem
sekbstgezüchtetem Material aufzuweisen . Die Bie 'hpreise hiel¬
ten sich im allgemeinen in niedrigen Grenzen . Der Besuch des
Marktes wäre ein noch bedeutend größerer gewesen, wenn
ihm seitens der Wesatzungsbehörden durch die Paßschwierig -
leiten nicht Abbruch getan worden wäre .

Zur Lage der Rheinschiffahrt wird der „Verl . Börsenztg."
aus Mannheim geschrieben : Der Rheinwasserstand war in
der letzten Zeit auch icrm Oberrhein recht günstig . Nunmehr
führt der Oberrhein Hochwasser . Die Schiffahrt ist bisher
bis Straßburg -Kehl durchgeführt worden und feit einigen Ta -
gen fahren Boote auch bis Bafel . Schleppkraft war genü-
gen vorhanden, so daß in der Beförderung der Fährzeuge Ver-
zögerungen nicht eingetreten sind . Von den holländischen und
belgischen Plätzen sind die Zufuhren zurückgegangen, was mit
der Lage am Getreidegeschäft zusammenhängt ; manche Schiffe
wurden deshalb von Rottevdamm bis Ruhrort leer geschleppt ;
in Ruhrort ist ein gewisses Anziehen des Geschäftes festzu -
stellen gewesen . Das Talgeschäft läßt zu wünschen übrig .
Die Mannheim - LudwigWafener Umschlagbetriebe sind noch
ziemlich' beschäftigt . Die Schiffsmiete , de fchon auf 7 Holl.
Cents pro Tonne und Tag gestanden hat , beträgt in iMjanrv-
heim und Ruhrort 3 Cents in Holland 2l,5 Cents . An
Schlepplohn wird verlangt von Rotterdam nach Ruhrort 50
Cents Tarif je Last, Ruhrort - Mannherm 1,20 M . je Tonne ,
Mannheim -Karlsruhe 40 Cts . , Mannheim -Straßburg -Kehl 86
Cents je Tonne . Die Neckarschiffahrt war im abgelaufenen
Monat April infolge günstigen Wasserstandes recht lebhaft.
Zur Abfertigung kamen 28 Schleppzüge mit 114 Kähnen zu
Werg , davon etwa zwei Drittel leer mit Bestimmungsort Salz -
werk in Iagstield oder Heilbronn ; die Beladung der übrigen
bestand in Kohlen und Kaufmannsgütern in der Bergfährt ,
Steinsalz , Brettern , Gips , Alteisen , Backsteinen usw . in der
Fahrt zu Tal . An den zuletzt im Januar zwischen dem
Neckarschiffahrtsverein und dem Handelsverein ! Heilbronn
bez-w . den Salzwerken vereinbarten Frachtsätzen wurde eine
Änderung nicht vorgenommen.

Ktastssnzeiger
Die polizeiliche Behandlung

der Fundsachen .
Nr. 41412 Norm . XXII ",

Auf den Runderlaß vom
21 . Oktober 18S9 . Nr. 36 034

An die Ortspolizeibehörden
Es besteht Veranlassung , daran zu erinnern , daß die öffent-

liche Bekanntmachung von Funden gemäß § 5 der Verordnung
die polizeiliche Behandlung der Fundsachen, vom 6. Oktober
1899 sGVBl. Seite 495 ) nicht durch Einrücken in die amt -
lichen Verkündigungsblätter zu geschehen braucht. Auch perio-
dische Veröffentlichungen der Funde in abgekürzter Form sind
nicht vorgeschrieben. Die Bekanntmachung hat darnach regel-
mäßig durch Aushang an der für öffentliche Bekanntmachun-
gen der Ortspolizeibehörde bestimmten Stelle zu erfolgen.

Karlsruhe , den 6 . Mai 1924
Der Minister des Innern

I . V . : Leers

Bekanntmachung
Die persönliche Berechtigung zum Betriebe der Apothekein Ühlingen, Amt Waldshut , wird zur Bewerbung auZgeschxjx.ben. Bewerbungen sind unter Anschluß der erforderlichen

Zeugnisse binnen vier Wochen hierher einzureichen,
Karlsruhe , den 2. Mai 1924 .

Der Minister des Innern
I . A. : Arnsperger

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.

'
der planmäßigen Beamte»

Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner »
Versetzt:

Verwaltungsinfpektor Otto Rehm beim Bezirksamt Karls,
ruhe zur Heil- und Pflegeanstalt bei Konstanz, Verwaltung ^
obersekretär Eugen Sommer in Weinheim als Oberrevisor
zum Bezirksamt Donaueschingen, Verwaltungsobersekretär
Artur Heljd beim ehemaligen Bezirksamt Bonndorf zum Be»
zirksamt Freiburg , Polizeiassistent Leopold Eschwey in Karls,
ruhe zum Bezirksamt — Polizeidirektion — Freiburg , Kanz¬
leiassistent Wilhelm Haser beim ehemaligen Bezirksamt
Achern zum Bezirksamt Wühl . : ]

In den einstweiligen Ruhestand versetzt:
Oberrechnungsrat Karl Kratt , Verwaltungsinspektoren Jus

lius Ehret , Ludwig Waag , Verwaltungsassistentin Luise Nie«
gel , sämtliche beim Statistischen Landesamt, Verwaltungsassi,
stent Josef Jäger beim Bezirksamt Freiburg .

Ministerium des Kultus und Unterrichts
Ernannt:

Professor Dr . Hermann Steurer am Gymnasium in Lahr
^ im Direktor daselbst, Professor Albert Kreuzer an der Les.
singschule in Karlsruhe zum Direktor des Gymnasiums in
Bruchsal , Hauptlehrer Alois Merkel an der Volksschule zu
Durmersheim zum Rektor daselbst , Ministerialamtsgehilse
August Weingärtner zum Hausmeister im Unterrichtsmini -
sterium.

Versetzt wurde in gleicher Eigenschaft :
Kreisschulrat Karl Eisinger in Schopfheim nach Waldshut, '

Entlassen auf Ansuchen gemäß Art . 4 RPAB . :
Professor Dr . Fridolin Amann am Friedrichsghmnasium

in Freiburg mit der Genehmigung zur Weiterführung seinex
bisherigen Amtsbezeichnung.

In den einstweiligen Ruhestand versetzt:
Universitätsfechtmeister Dr . Hermann Wehlitz an der Uni-

versttät in Heidelberg.
Ministerium der Finanzen

Domänenabteilung
Ernannt:

Der Finanzinspektor Bertold Deimling beim Rechnungsamt
der Domänenabteilung zum Finanzoberinspektor . - < \

Forstabteilung
Nachstehenden Forstassessoren wurden Stellen von II . Bt*

amten der Forstverwaltung unter Verleihung der AmtSbe-
Zeichnung „Forstamtmann" übertragen:

Friedrich von Neubronn aus Heidelberg, Josef Gihr cm$
Geisingen, Hans Ringes aus Straßburg i Elf:

Rechnungshof :
übertragen:

Oberrechnungsrat Karl Bihlmann beim StoiSmimsteriu «
die Stelle eines Prüfungsbeamten beim Rechnungshof.

Auf Ansuchen in de « dauernden Ruhestand versetzt:
Oberrechnungsrat Albert Köninger beim Rechnungshof.

WISSEN UND WIRKEN
Einzelschriften zu den Grundfragen

des Erkennens und Schaffens
Herausgeber : Priv.-Doz . Prof. Dr . E . Ungerer

Abgeschlossene Einzeldarstellun¬
gen sollen in philosophischem
Geiste Grundfragen behandeln.
Dem außerhalb eines Gebiets
Stehenden werden der Kenner
und Forscher die Zusammenhänge ,

die beherrschenden Richtungen
der Fragestellungzeigen , die jenem
in der verwirrenden Vielheit der
Erscheinungen entgehen. In
schlichterSprache wird das Wesen
des Gegenstandesherausgearbeitet,

das sonst hinter dem Dorngestrüpp einer Facbgeheimsprache verborgen bleibt. Gute
Form — und trotzdem zuverlässiger Inhalt. Keine bequeme „Popularisierung", sondern
Mitdenken fordernde , zielweisende „Einführung". Nicht „Wissenschaft für Jedermann",,
sondern neues Wissen für den, der schon wissenschaftlich denken gelernt bat . Kein
„kleines Lehrbuch" und erst recht kein Lehrbuchauszug; das heißt aber : keine Stoff¬
anhäufung , kein Streben nach Vollständigkeit und gleichmäßiger Behandlung, sondern
klare Strichführnng und zweckmäßige Auswahl des Erforderlichen. Lieber gut gestellte
Fragen, als ungenügend durchschaubare Antworten. Über das Gebotene hinaus werden

dem Leser die Mittel gezeigt zu weiterer Vertiefung des Erworbenen.

Folgende Bändchen sind erschienen ;
1. Dr . H . Erpf in Pforzheim- „Entwicklungszüge in der zeitgenössischen

Musik."
2 . Prof. Dr . K . Boehm in Karlsruhe. „Begriffsbildung."
3. Dr . E . Kraus in Mannheim . „ Die geschichtlichen Grundlagen des

Sozialismus."
4 . Prof. Dr. N . Krebs in Freiburg i . Br. „Die geographischen Grundlagen

des deutschen Volkstums ."
5 . Dr . M . Steidel in Karlsruhe. „Oper und Drama.

"
6/7. Prof. A - Kistner in Karlsruhe. „Der Feinaufbau der Materie."
8. Prof. Dr. O. Abel in Wien . „Die vorweltlichen Tiere in Märchen,

Sage und Aberglauben ."
9 . Prof. Dr. A . Messer in Gießen . „Der kritische Realismus."

10. Dr . W . Waffenschmidt in Heidelberg . „Wasserkraft und Dampf¬
kraft im wirtschaftlichen Wettbewerb ."

Folgende Bändchen sind in Vorbereitung :
Prof. Dr . R . Bai du s in Karlsruhe. „Formalismus und Intuitionismus in der

Mathematik."
Prof. Dr. H . Driesch in Leipzig . „Relativitätstheorie und Philosophie ."
Dr . Hans A . Grunsky in Stuttgart. „Weltwertung und Lebenswertung."
Univ .-Prof. Dr . E . Hoffmann in Heidelberg . „Die Entstehung des Er¬

ziehungsideals im Abendland ."
Prof. Dr . Th . Haering d . J . in Tübingen . „Die Grundfragen der Ge¬

schichtsphilosophie .
Preis : Jeder Band Mk. i .—

= Ausführliche Drucksache kostenfrei =

Badisches Landestheater .
Freitag , 9 . Mai . 7 1/, —98/4 Uhr . Sp . IM . 5 .40.

Abonnement A 21 .
Th .-Gem . B .V .B . II . und III . Sondergruppe .

Neu einstudiert : Apiadne auf NaXOS .
Oper von Richard Strauß -

Mathematiker
gesucht von der Stadt Mosbach in Baden zur Erteilung
des mathematisch-naturwissenschaftlichen Unterrichts an
der beim dortigen Realprogymnasium eingerichtete«
städtischen Prima (kombinierter Unterricht) . Fakulta!
im Englischen erwünscht, aber nicht Bedingung . Ge-
halt wie im Staatsdienst . Dienstantritt sofort . Schrift-
liche Bewerbungen an das Bürgermeisteramt Mosbach .

Mruj)« Vr« eigchWst oormals
it. Wem & 1M14 , MWe.
Vermögen . Jahresrechnung aus 1. September 1923 . Verbindlichkeiten .

Aktienkapital , nicht voll
einbezahltes Aktienka-
pital

Liegenschaften 2262 .—
Abschreibung 57 .—
Maschinen u.

Geräte . .
Abschreibung _
Schuldner . 7
Bürgschaften ,
Vorräte '.

350.—
58 .—

Kassenbestand .

In Tausend
Jt

124

2205

292
30971292

33144
201450235

2327924

234785186

Aktien-Kapital . . . .
Gesetzliche Rücklage . .
Sonder -Rücklage . . .
Hypotheken-Kapital . . .
Haftgeld . . . . . .
Betriebssparkasse . . .
Zweifelhafte Ausstände

und Valutaausgleich .
Bürgschaften . . . , .
Sonstige Gläubiger . .
Gewinn - und Verlust-Rech-

nung :
Gewinn - Vortrag auf 1 .

Sept . 1922 295 .—
Reingewinn

1922/23 12903205 —

In Tausend
Jh
3300
330

1406
680

1026
199

177207433
33114

44634198

12903500

234785186

Soll . Gewinn - und Berlust-Rechnung . Haben.

Abschreibungen .
Reingewinn . .

Ji
115

12903500•
12903615 —

Betriebs - Überschutz
Ji

12903615

12903615

Der neu gewählte Aufsichtsrat besteht aus den Herren : Geh . Hofrat Dr . Binz .
Brauereidirektor Her« . Ganter, Kgl . Hauptmann a . D . Koerber , Albert Prilch, Privatier,
Max Printz, Privatier. Brauereidirektor Emil Wolf. D -314

ftotlstui)« MimWWst Dormals St. W« p & 1 Printz.
K. Schrempp . F . Schrempp . R . Madlener .

jQiiioerpi# ! .
Die Gemeinde Ichenheim

<Amt Lahr in Baden ) ver-
steigert am Donnerstag dw
IS. Mai d . I .. nachmi."-.

'
1 Uhr. im Rathaus die
Ausübung der Jagd auf
ihrer Gemarkung und zw«
Distrikt II, III und V[
umfassend 356 ha 2F
und 969 ha Feld für
Restpachtzeit bis 31 . Jan
1929 . Bedingungen kön
auf dem Rathause ei
sehen werden . D -

Ichenheim, 30 .April 1
Der Gemeinderat.

Lieferung und Auf
lung der eisernen 2-
bauten der Überführung
der Heidelberger Persona«'
gleise bei Km . 69,963 der
Hauptbahn Mannheim"'
Basel 406 t Fluhe
21 t Stahl , sowie Au»
der vorhandenen Trag— ,
ten nach Finanzministeri ^
Verordnung vom ° •>£ „
1907 öffentlich zu vergeben-

' '
chnungen ,

an uns einz
) en . „ . i

Karlsruhe, 8-
Brückenbaubü »-

bahndirektioa

Druck G> Braun, Karlsruhe. .̂
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